Anmeldung einer städtebaulichen Maßnahme zur Integration Geflüchteter im Quartier (IGQ) 
Programmjahr: Wählen Sie ein Programmjahr aus.
	[bookmark: _Hlk138922051]


Stadt/Gemeinde
	 	Gemeindekennziffer
	  
	Anschrift
	 
	

	Auskunft erteilt
	 
	Telefon
	 

	E-Mail
	 




An das
Niedersächsische Ministerium für Wirtschaft, 
Verkehr, Bauen und Digitalisierung.
Friedrichswall 1
30159 Hannover
– auf dem Dienstweg –

über das 
Amt für regionale Landesentwicklung Wählen Sie ein Amt aus.	


Anmeldung einer städtebaulichen Maßnahme zur Integration Geflüchteter im Quartier (IGQ) 


Die Stadt/Gemeinde meldet hiermit die nachstehend bezeichnete städtebauliche Maßnahme zur Aufnahme in das Förderungsprogramm Wählen Sie ein Programmjahr aus. an: 
	[bookmark: _Hlk138935470]Kurzbezeichnung der Maßnahme:
Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



	Programm der Städtebauförderung, für das die Anmeldung erfolgt
Wählen Sie ein Programm aus.





Angaben zur Maßnahme
Art der städtebaulichen Integrationsmaßnahme[footnoteRef:1]: [1:  Mehrfachnennung möglich.] 

	|_|	begleitende Integrationsmaßnahme
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	|_|	investive Maßnahme
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.
	Geplanter Durchführungszeitraum: 
	Beginn
	 	Ende
	 


|_|	Mit der beantragten Maßnahme ist noch nicht begonnen worden.[footnoteRef:2] [2:  Ein Verstoß gegen das Verbot des vorzeitigen Maßnahmebeginns liegt vor, wenn ein für die Umsetzung der Maßnahme erforderlicher Lieferungs-, Leistungs-, Kauf- oder Werkvertrag vor Erhalt des Zuwendungsbescheides abgeschlossen wird oder aber bereits mit dem Bauvorhaben begonnen wurde. ] 

|_|	Die Maßnahme ist bislang noch nicht in ein Förderprogramm aufgenommen.
|_|		In folgendem Förderprogramm des Bundes oder Landes wurde ein Antrag gestellt/Mittel bewilligt:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



Für den Fall der geplanten Weiterleitung der Förderung an Dritte – die Zuwendung soll weitergeleitet werden an:
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.



Angaben zum Gebietsbezug
Die Maßnahme liegt innerhalb eines Gebietes der nachfolgend genannten Städtebauförderprogramme:
|_|	Lebendige Zentren 
|_|	Sozialer Zusammenhalt
|_|	Wachstum und nachhaltige Erneuerung

|_|	innerhalb eines städtebaulichen Untersuchungsgebietes zur Aufnahme in die Städtebauförderung (Beschluss der Gemeinde über den Beginn der vorbereitenden Untersuchung und die ortsübliche Bekanntmachung gem. § 141 Abs.3 BauGB ist beizufügen)
|_|	außerhalb eines Gebietes der Städtebauförderung. Der besondere Förderbedarf ergibt sich aus der städtebaulichen Gesamtstrategie oder vergleichbaren integrierten Planungen. 

Angaben zur Finanzierung

Die Stadt/Gemeinde bittet, im Förderungsprogramm vorzusehen[footnoteRef:3]: [3:  Die Angaben sind obligatorisch und gemäß der Regelförderung vorzunehmen (Förderungsbetrag maximal zwei Drittel der Nettokosten und Eigenanteil mindestens ein Drittel der Nettokosten), auch wenn eine Absenkung des Eigenanteils geprüft werden soll. Für eine entsprechende Prüfung bedarf es einer ergänzenden Erklärung zur Anmeldung sowie einer ergänzenden kommunalaufsichtlichen Stellungnahme (siehe hierzu Muster 9 und 10).] 


	Förderungsbetrag gemäß Nr. 5.1 R-StBauF[footnoteRef:4] [4:  Der Förderungsbetrag ist auf volle Tausender zu runden.] 

	 	Euro

	Finanzierungsplan
	
	

	Gesamtkosten
	 	Euro

	davon grundsätzlich zuwendungsfähige Gesamtkosten
	 	Euro

	abzgl. Leistungen Dritter / weitere Förderungen /Einnahmen
	 	Euro

	zuwendungsfähige Ausgaben
	 	Euro

	beantragte Förderung
	 	Euro

	Eigenanteil 
	 	Euro



|_|	Es besteht ein Haushaltssicherungskonzept gem. § 110 Abs.8 NKomVG, eine Entschuldung über eine kapitalisierte Bedarfszuweisung oder ein bestehender Zukunftsvertrag bzw. Stabilisierungshilfevereinbarung mit dem Land Niedersachsen.


Begründung der Maßnahme[footnoteRef:5] [5:  Kurze, aussagekräftige Darstellung mit Bezügen zu den beigefügten Unterlagen.] 

Aussagen zur Notwendigkeit der Maßnahme (insbesondere Darstellung der aktuellen Problemlage, Missstände, Standort, Ziel, Zielgruppen)
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.


	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.

Beschreibung der geplanten Maßnahme (insbesondere Aussagen zum Quartiersbezug, infrastrukturelle Anbindung, integrierte Lage im Stadtgebiet, Einbindung der Bewohnerschaft, Zeitrahmen der Umsetzung)

Aussagen zur Berücksichtigung der Belange des Klima- und Umweltschutzes sowie zur Nachhaltigkeit durch den Einsatz der Zuwendungen
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.


Aussagen zur Berücksichtigung der Interessen von Menschen mit Behinderungen (Barrierefreiheit)
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.





Für investive Maßnahmen: Aussagen zum Wohnungsmarkt i.S.v. §201a BauGB, Nachnutzungskonzept, Belegungsbindungen, energetischer Sanierung, bauliche Qualität der Maßnahme
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.


Für begleitende Integrationsmaßnahmen: Aussagen zur Größe des Projekts, beabsichtigte Wirkung des Projekts auf Zielgruppen/Menschen im Quartier, Abgrenzung zu allgemeinen, sozialen Maßnahmen, Inhalt und Zeitraum der Maßnahme, Integrationsleistung des Projekts
	Klicken oder tippen Sie hier, um Text einzugeben.




Erklärungen des Antragstellers
Allgemeine zuwendungsrechtliche Angaben (§ 44 LHO)
Die Kommune erklärt,
	1.
	dass keine Förderzusage auf öffentliche Zuwendungen durch ein anderes landes- oder bundesrechtliches Förderprogramm zum Zeitpunkt der Antragstellung vorliegt[footnoteRef:6] (Ausschluss der Doppelförderung),  [6:  Ausnahme: Eine Kumulierung von verschiedenen Mitteln in Form einer Spitzenfinanzierung ist möglich bei Modernisierungen und Instandsetzungen von Gebäuden oder der Errichtung oder Änderung von Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtungen, s. auch Nr. 4 Abs. 2 R-StBauF 2022.] 

Sollte innerhalb des laufenden Verfahrens eine anderweitige Förderzusage erfolgen, ist dies unverzüglich dem zuständigen Amt für regionale Landesentwicklung mitzuteilen.

	2.
	dass sie ohne die beantragte Zuwendung finanziell nicht zur Durchführung des Vorhabens in der Lage ist,

	3.
	dass bei Bewilligung der beantragten Zuwendung keine Folgeausgaben für den Zuwendungsgeber anfallen werden,

	4.
	dass die in der Kosten- und Finanzierungsübersicht dieser Maßnahme angegebenen Eigenmittel von ihr als eigene Finanzmittel (einschl. Kreditaufnahme) aufgebracht werden (nicht durch Sachmittel, Arbeitsleistung durch eigenes Personal oder unentgeltliche Arbeitsleistung Dritter),

	5.
	dass sie die erforderliche Eigenleistung im laufenden Jahr und bei mehrjährigen Vorhaben auch in den Folgejahren aufbringen kann und die Folgekosten die Grenzen ihrer dauernden Leistungsfähigkeit unter Berücksichtigung ihrer sonstigen Pflichtausgaben nicht übersteigen, 

	6.
	dass sie im Rahmen der Umsetzung evtl. auftretende Mehrkosten selbst zu tragen hat, 

	7.
	dass mit der Maßnahme noch nicht begonnen wurde,

	8.
	dass sie sich zur Teilnahme an der Evaluierung des Bundes verpflichtet.



Anlagen

Der Antrag ist in elektronischer Form per E-Mail[footnoteRef:7] dem zuständigen Amt für regionale Landesentwicklung vorzulegen. [7:  Als PDF-Dokument(e) mit dem Betreff „Stadt- oder Gemeindename – Maßnahmenbezeichnung (Städtebauliche Maßnahme IGQ)“] 

Dem Antrag sind folgende Unterlagen beizufügen:

|_|	Integriertes Städtebauliches Entwicklungskonzept oder eine vergleichbare Voruntersuchung oder in den Ausnahmefällen (außerhalb von Gebieten der Städtebauförderung) eine städtebauliche Gesamtstrategie oder eine vergleichbare Planung,
|_|	Erklärung zu den Eigentumsverhältnissen,
|_|	Fortschreibung der Kosten- und Finanzierungsübersicht bzw. eine Kostenschätzung oder -berechnung nach DIN 276,
|_|	Ratsbeschluss zur Durchführung und Finanzierung der Maßnahme (inkl. Angaben zu Umfang, Kosten, Durchführungszeitraum und inhaltliche Begründung),
|_|	Der erforderliche Ratsbeschluss zur Durchführung und Finanzierung der Maßnahme (inkl. Angaben zu Umfang, Kosten, Durchführungszeitraum und inhaltliche Begründung) liegt noch nicht vor, wird aber bis zum 15.10.2023 nachgereicht.[footnoteRef:8]  [8:  Dies gilt nur für Anmeldungen im Programmjahr 2023.] 

|_| 	Ergänzende Erklärung, soweit sich die Kommune in der Sonderregelung für finanzschwache Kommunen in Haushaltssicherung befindet (Muster 9),
|_|	Kommunalaufsichtliche Stellungnahme zur Finanzierung des Eigenanteils (Muster 4)
|_|	Karte mit der räumlichen Abgrenzung der beabsichtigten Maßnahme 
· Übersicht über die städtebauliche Lage im Quartier im Maßstab (M) 1:1000/2000;
· Maßnahmenkarte M 1:200/500.


Die Angaben in den aufgeführten Anlagen sind Bestandteil dieses Antrages.

Die elektronischen Begleitinformationen werden für die Maßnahme zu gegebener Zeit vom Bundesministerium für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen freigeschaltet. Eine Erfassung der in elektronischer Form erhobenen Begleitinformationen der Maßnahme ist nur im Fall einer Aufnahme in das Förderprogramm erforderlich und erfolgt nach Mitteilung der Zugangsdaten.

Bitte beachten Sie, dass bei unvollständigen Antragsunterlagen eine umfassende 
Beurteilung der Maßnahme nicht möglich ist.

	Ort und Datum
Klicken oder tippen Sie hier, um Ort und Datum einzugeben.

	Unterschrift der gesetzlichen Vertreterin oder des Vertreters der Kommune/ Stempel
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